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EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN 
HAUPTVERSAMMLUNG

SNP Schneider-Neureither & Partner SE 

Heidelberg

- ISIN DE0007203705 -
- WKN 720370 -

Wir laden die Aktionäre unserer Gesellschaft ein zur ordentlichen Hauptversammlung 
am Dienstag, den 30. Juni 2020, 10:00 Uhr.

Die diesjährige ordentliche Hauptversammlung der SNP Schneider-Neureither & 
Partner SE wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Akti-
onäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme des Stimmrechtsvertreters der 
Gesellschaft) abgehalten. Die virtuelle Hauptversammlung wird für angemeldete 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten aus dem Sitz der Gesellschaft, Speyerer 
Straße 4, 69115 Heidelberg, live im Internet übertragen. Angemeldete Aktionäre 
bzw. ihre Bevollmächtigten können die Übertragung der Hauptversammlung live in 
Bild und Ton über das InvestorPortal, das auf der Internetseite der Gesellschaft 
(https://www.snpgroup.com/de/hauptversammlung im Bereich Investor Relations / 
Hauptversammlungen / Ordentliche Hauptversammlung 2020) zur Verfügung steht, 
verfolgen und die Aktionärsrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
und insbesondere über das InvestorPortal ausüben.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist der Sitz der Gesell-
schaft,  Speyerer Straße 4, 69115 Heidelberg.
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TAGESORDNUNG

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des 
gebilligten Konzernabschlusses, des Lageberichts 
und des Konzernlageberichts einschließlich des        
erläuternden Berichts zu den Angaben nach §§ 289a 
Absatz 1, 315a Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs für 
die SNP Schneider-Neureither & Partner SE jeweils 
für das Geschäftsjahr 2019 sowie des Berichts des 
Verwaltungsrats 

     Die vorgenannten Unterlagen können seit Einberufung     
der Hauptversammlung im Internet unter https://www.            
snpgroup.com / de /hauptversammlung im Bereich Inves-
tor Relations / Hauptversammlungen / Ordentliche Haupt-
versammlung 2020 eingesehen und heruntergeladen 
werden.

     Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem 
Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung vorgese-
hen, da der Verwaltungsrat den von den geschäftsfüh-
renden Direktoren aufgestellten Jahresabschluss und 
den Konzernabschluss bereits gebilligt hat; der Jahres-
abschluss ist damit festgestellt.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, den im festgestellten     
Jahresabschluss der SNP Schneider-Neureither & Part-
ner SE zum 31. Dezember 2019 ausgewiesenen Bilanz-
gewinn des Geschäftsjahres 2019 in Höhe von EUR 
8.948.440,94 auf neue Rechnung vorzutragen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der ge-
schäftsführenden Direktoren

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, den im Geschäftsjahr 
2019 amtierenden geschäftsführenden Direktoren für 
das Geschäftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-
der des Verwaltungsrats

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, den im Geschäftsjahr 
2019 amtierenden Mitgliedern des Verwaltungsrats für 
das Geschäftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen.

 5.  Beschlussfassung über die Wahl des Abschluss-
prüfers und Konzernabschlussprüfers sowie des 
Prüfers für die prüferische Durchsicht des Halbjah-
resberichts

 
     Der Verwaltungsrat schlägt vor, die Rödl & Partner 

GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Stuttgart,

     a)  zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2020 und

     b)  zum Prüfer für die prüferische Durchsicht des verkürz-
ten Abschlusses und des Halbjahresberichts für das 
erste Halbjahr des Geschäftsjahrs 2020, sofern eine 
solche Prüfung in Auftrag gegeben wird, zu bestel-
len.

6.  Beschlussfassung über Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- und Wandelschuldverschreibungen 
und zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie Schaf-
fung eines bedingten Kapitals und Änderung der 
Satzung 

     Die Ermächtigung der Hauptversammlung vom 21. Mai 
2015 zur Ausgabe von Options- und Wandelschuldver-
schreibungen und das für Zwecke der Gewährung von 
Aktien auf Options- oder Wandlungsrechte geschaffe-
ne bedingte Kapital gemäß § 4 Absatz 4 der Satzung 
wird zum 20. Mai 2020 auslaufen.

     Der Verwaltungsrat soll erneut ermächtigt werden,         
Options- und Wandelschuldverschreibungen ausgeben 
zu können. Hierfür soll ein neues bedingtes Kapital         
geschaffen werden. 

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, zu beschließen,

     a)  Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandel-
schuldverschreibungen und zum Ausschluss des        
Bezugsrechts auf diese Options- oder Wandelschuld-
verschreibungen

         aa)  Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Verwaltungsrates bis zum 29. Juni 
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2025 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber 
oder auf den Namen lautende Options- und/oder        
Wandelschuldverschreibungen („Schuldver-
schreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 150.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbe-
schränkung auszugeben und den Inhabern oder 
Gläubigern von Optionsschuldverschreibungen 
Optionsrechte oder den Inhabern oder Gläubi-
gern von Wandelschuldverschreibungen Wand-
lungsrechte oder -pflichten für auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von insge-
samt bis zu EUR 3.301.223,00 (in Worten: Euro 
drei Millionen dreihunderteintausendzweihun-
dertdreiundzwanzig) nach näherer Maßgabe der 
Bedingungen dieser Schuldverschreibungen zu 
gewähren oder aufzuerlegen.

         bb)  Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuld-
verschreibungen eingeteilt. 

              Bei Optionsschuldverschreibungen werden jeder 
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Opti-
onsscheine beigefügt, die den Inhaber oder Gläu-
biger nach näherer Maßgabe der vom Verwal-
tungsrat festzulegenden Optionsbedingungen 
zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien der Gesellschaft berechtigen. Die Options-
bedingungen können vorsehen, dass der Opti-
onspreis auch durch Übertragung von Teilschuld-
verschreibungen und gegebenenfalls eine bare 
Zuzahlung erfüllt werden kann. Soweit sich 
Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen 
werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der 
Options- oder Anleihebedingungen, gegebenen-
falls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien 
aufaddiert werden können.

              Bei Wandelschuldverschreibungen erhalten bei auf 
den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen 
die Inhaber, ansonsten die Gläubiger der Teil-
schuldverschreibungen das Recht, ihre Teil-
schuldverschreibungen gemäß den vom Verwal-
tungsrat festzulegenden Wandelanleihebedin-
gungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien 

der Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsver-
hältnis ergibt sich aus der Division des Nennbe-
trags oder des unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesell-
schaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder ab-
gerundet werden. Ferner können eine in bar zu 
leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung 
oder ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige 
Spitzen festgesetzt werden. 

              Die Wandelanleihebedingungen können ein variab-
les Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung 
des Wandlungspreises – vorbehaltlich der nach-
folgend bestimmten Entwicklung des Kurses der 
Stückaktien der Gesellschaft während der Lauf-
zeit des Mindestpreises – innerhalb einer vorge-
gebenen Bandbreite in Abhängigkeit von der 
Wandelschuldverschreibung vorsehen.

         cc)  Die Anleihebedingungen können das Recht der 
Gesellschaft vorsehen, bei Wandlung oder Opti-
onsausübung nicht neue Stückaktien zu gewäh-
ren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der für 
die Anzahl der anderenfalls zu liefernden Aktien 
dem volumengewichteten durchschnittlichen Kurs 
der Stückaktien der Gesellschaft im elektroni-
schen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 
während einer in den Anleihebedingungen fest-
zulegenden Frist entspricht.

               Die Anleihebedingungen können auch das Recht 
der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der 
Schuldverschreibung, die mit Optionsrechten 
oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbun-
den ist oder bei Fälligkeit wegen Kündigung, den 
Inhabern oder Gläubigern ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages 
Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren.

         dd)  Die Bedingungen der Wandelschuldverschreibun-
gen können eine Wandlungspflicht zum Ende der 
Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt vorse-
hen. Die Gesellschaft kann in den Wandelanlei-
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hebedingungen berechtigt werden, eine etwaige 
Differenz zwischen dem Nennbetrag oder einem 
niedrigeren Ausgabebetrag der Wandelschuld-
verschreibung und dem Produkt aus Wandlungs-
preis und Umtauschverhältnis ganz oder teilwei-
se in bar auszugleichen.

         ee)  Der jeweils festzusetzende Options- oder Wand-
lungspreis je Stückaktie der Gesellschaft muss 
mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Erset-
zungsbefugnis oder eine Wandlungspflicht vor-
gesehen ist, mindestens 80 Prozent des volu-
mengewichteten durchschnittlichen Kurses der 
Stückaktien der Gesellschaft im XETRA-Han-
delssystem der Frankfurter Wertpapierbörse 
oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an 
den letzten fünf (5) Börsen-tagen vor dem Tag 
der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat 
über die Ausgabe der Schuld-    verschreibung, 
die mit Options- oder Wandlungsrechten oder 
Wandlungspflichten ausgestattet ist, betragen. § 
9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG    bleiben unbe-
rührt.

                In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der 
Wandlungspflicht muss der Options- oder Wand-
lungspreis nach näherer Maßgabe der Anleihe-
bedingungen mindestens entweder den oben 
genannten Mindestpreis betragen oder dem vo-
lumengewichteten durchschnittlichen Kurs der 
Stückaktien der Gesellschaft im XETRA-Han-
delssystem der Frankfurter Wertpapierbörse 
oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem 
während der fünf (5) Börsentage vor dem Tag der 
Endfälligkeit oder dem anderen festgelegten 
Zeitpunkt entsprechen, auch wenn dieser Durch-
schnittskurs unterhalb des oben genannten Min-
destpreises liegt. § 9 Absatz 1 AktG und § 199 
AktG bleiben unberührt.

          ff)  Der Options- oder Wandlungspreis kann aufgrund 
einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer 
Bestimmung der Anleihebedingungen ermäßigt 
werden, wenn die Gesellschaft während der       
Options- oder Wandlungsfrist durch

                ■      eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
das Grundkapital erhöht oder

                ■      unter Einräumung eines ausschließlichen Be-
zugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital 
erhöht oder eigene Aktien veräußert oder

                ■      unter Einräumung eines ausschließlichen Be-
zugsrechts an ihre Aktionäre weitere Schuld-
verschreibungen mit Options- oder Wand-
lungsrecht oder -pflicht begibt, gewährt oder 
garantiert, und den Inhabern schon bestehen-
der Options- oder Wandlungsrechteoder 
-pflichten hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach Ausübung des Op-
tions- oder Wandlungsrechts oder nach Erfül-
lung der Wandlungspflicht zustehen würde.

               Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungs-
preises kann durch eine Barzahlung bei Aus-
übung des Options- oder Wandlungsrechts oder 
bei der Erfüllung einer Wandlungspflicht bewirkt 
werden. Die Anleihebedingungen können darü-
ber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung 
oder anderer Maßnahmen oder Ereignisse, die 
mit einer wirtschaftlichen Verwässerung des 
Wertes der Optionsrechte oder Wandlungsrechte 
oder -pflichten verbunden sind, zum Beispiel Divi-
denden oder Kontrollerlangung durch Dritte, eine 
Anpassung der Options- oder Wandlungsrechte 
oder Wandlungspflichten vorsehen.

         gg)  Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare 
Bezug der Schuldverschreibungen eingeräumt 
wird, wird den Aktionären das gesetzliche Be-
zugsrecht in der Weise eingeräumt, dass die 
Schuldverschreibungen von einem einzelnen 
oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten.

               Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugs-
recht in den folgenden Fällen auszuschließen:

                ■      zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;



6

                ■      bei gegen Barzahlung ausgegebenen Schuld-
verschreibungen, sofern der Verwaltungsrat 
nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffas-
sung gelangt, dass der Ausgabepreis der 
Schuldverschreibungen ihren nach anerkann-
ten finanz-mathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert nicht wesent-
lich unterschreitet, wobei diese Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts nur für 
Schuldverschreibungen mit einem Options- 
oder Wandlungsrecht oder einer Wandlungs-
pflicht auf Aktien gilt mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals, der insgesamt 10 Pro-
zent des Grundkapitals nicht übersteigen darf, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch – falls dieser Wert geringer ist 
– im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden 
Ermächtigung und auf diese Höchstgrenze der 
anteilige Betrag des Grund-kapitals anzurech-
nen ist, der auf Aktien entfällt, die seit Ertei-
lung dieser Ermächtigung bis zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen mit einem Options- 
oder Wandlungsrecht oder einer Wandlungs-
pflicht unter Bezugsrechtsausschluss entwe-
der aufgrund einer Ermächtigung des Verwal-
tungsrats zum Bezugsrechtsausschluss aus-
gegeben oder als erworbene eigene Aktien 
veräußert worden sind;

                ■      bei gegen Sacheinlagen ausgegebenen Schuld-
verschreibungen, insbesondere zum Zweck 
des unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs 
von Unternehmen, Betrieben oder Beteiligun-
gen an Unternehmen oder gewerblichen 
Schutz-rechten, Lizenzen, Patenten oder sons-
tigen Produktrechten oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen;

                ■      soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von 
Schuldverschreibungen mit einem Options- 
oder Wandlungsrecht oder einer Wandlungs-
pflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-
übung des Options- oder Wandlungsrecht 
oder Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen 
würde.

          Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren       
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der 
Schuldverschreibungen zu bestimmen, insbesondere 
aber nicht ausschließlich den Nennbetrag der einzel-
nen Schuldbeschreibung, den Zinssatz, die Laufzeit 
und Stückelung, das Umtausch- und Bezugsverhält-
nis und Bezugsfristen. Der Verwaltungsrat wird er-
mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 
Ausgabe von Aktien aus dem bedingten Kapital anzu-
passen.

     b)  Schaffung eines bedingten Kapitals

          Das Grundkapital wird um bis zu EUR 3.301.223,00 
durch Ausgabe von bis zu 3.301.223 neuen, auf den 
Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien bei Ausübung von Wandlungs- oder Options-
rechten oder bei Erfüllung entsprechender Wand-
lungspflichten oder bei Ausübung eines Wahlrechts 
der   Gesellschaft, ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der 
Gesellschaft zu gewähren, an die Inhaber oder Gläu-
biger von Options- oder Wandelschuldverschreibun-
gen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 bis zum 
29. Juni 2025 von der Gesellschaft gegen Bar- oder 
Sacheinlage ausgegeben werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vor-
stehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses 
jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungs-
preis.

          Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der 
Begebung von Schuldverschreibungen, die mit Op-
tions- oder Wandlungsrechten oder Wandlungspflich-
ten ausgestattet sind, gemäß dem Ermächtigungsbe-
schluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 
und nur   insoweit durchzuführen, wie von Options- 
oder Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird 
oder zur Wandlung verpflichtete Inhaber oder Gläubi-
ger von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur 
Wandlung erfüllen oder soweit die Gesellschaft ein 
Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der 
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Gesellschaft zu gewähren und soweit jeweils nicht 
ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder 
Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft 
zur Bedienung eingesetzt werden. Die ausgegebe-
nen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 
teil.

     c)  Satzungsänderung

         § 4 Absatz 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

         „(4)  Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.301.223,00 
eingeteilt in bis zu Stück 3.301.223 auf den Inha-
ber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
oder Gläubiger von Options- oder Wandlungs-
rechten oder die zur Wandlung Verpflichteten aus 
gegen Bar- oder Sacheinlage ausgegebenen Op-
tions- oder Wandelschuldverschreibungen, die 
von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung 
des Verwaltungsrats durch Hauptversammlungs-
beschluss vom 30. Juni 2020 bis zum 29. Juni 
2025 ausgegeben oder garantiert werden, von 
ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch 
machen oder, soweit sie zur Wandlung verpflich-
tet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, 
oder, soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht aus-
übt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 
fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren, soweit nicht jeweils ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien der Gesellschaft zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbe-
schlusses jeweils zu bestimmenden Options- 
oder Wandlungspreis. Die neuen  Aktien nehmen 
vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. Der    Verwaltungsrat 
ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitaler-höhung 
festzusetzen und die Fassung der Satzung ent-
sprechend der Ausgabe von Aktien aus dem be-
dingten Kapital anzupassen.“

      Bericht des Verwaltungsrats zu der unter Tagesord-
nungspunkt 6 vorgesehenen Ermächtigung mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts (§ 
186 Absatz 4 Satz 2 i. V. m. § 221 Absatz 4 AktG)

     Die bisherige Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen und dafür zum     
Zwecke der Gewährung von Options- oder Wandlungs-
rechten geschaffene bedingte Kapital wird zum 20. Mai 
2020 auslaufen. Um auch zukünftig finanziell flexibel zu 
sein und die Möglichkeiten der Unternehmensfinanzie-
rung am Kapitalmarkt umfänglich nutzen zu können, 
wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, eine neue 
Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandel-
schuldverschreibungen zu beschließen und hierzu ein 
neues bedingtes Kapital zur Gewährung von Options- 
oder Wandlungsrechten zu schaffen. 

     Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung soll der Gesell-
schaft eine weitere Möglichkeit zur Finanzierung ihrer 
Aktivitäten eröffnet werden. Die Begebung von Op-
tions- und Wandelschuldverschreibungen („Schuld-
verschreibungen“) versetzt die Gesellschaft in die 
Lage, zusätzlich zu den klassischen Instrumenten der 
Fremd- und  Eigenkapitalaufnahme je nach Marktlage 
attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu 
nutzen. Die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldver-
schreibungen erweitert die bestehenden Möglichkeiten 
der Gesellschaft, ihre Finanzausstattung durch Ausga-
be derartiger Finanzierungsinstrumente zu stärken und 
hierdurch die Voraussetzungen für die zukünftige ge-
schäftliche Entwicklung sicherzustellen. Die Ausgabe 
von Schuldverschreibungen erlaubt die Aufnahme von 
Fremdkapital zu attraktiven Konditionen, das je nach 
Ausgestaltung der jeweiligen Bedingungen sowohl für 
Ratingzwecke als auch für bilanzielle Zwecke als Eigen-
kapital oder eigen-kapitalähnlich (Mezzanine) eingestuft 
werden kann. Die  erzielten Options- und Wandelprämi-
en sowie die Eigenkapitaleinstufung kommen der Kapi-
talbasis der Gesellschaft zugute und eröffnen hierüber 
die Nutzung attrak-tiver weiterer Finanzierungsmöglich-
keiten. Die ferner vorgesehenen Möglichkeiten, neben 
der Einräumung von Options- oder Wandlungsrechten 
auch Wandlungspflichten oder eine Kombination dieser 
Instrumente zu begründen, erweitern den Spielraum für 
die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. 
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Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft zudem die er-
forderliche Flexibilität, die Schuldverschreibungen 
selbst zu platzieren.

     Aus diesem Grunde wird der Hauptversammlung unter 
Tagesordnungspunkt 6 eine Ermächtigung zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen vorgeschlagen. Dem Ver-
waltungsrat soll damit bei Eintritt günstiger Kapital-
marktbedingungen die Chance zu einer im Interesse 
der Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen Fi-
nanzierung gegeben werden.

     Insgesamt sollen Schuldverschreibungen bis zu einem 
Gesamtnennbetrag von EUR 150.000.000,00 begeben 
werden können, die zum Bezug von bis zu 3.301.223 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft      
berechtigen. Die Ermächtigung zur Ausgabe von Op-
tions- und Wandelschuldverschreibungen wird für ei-
nen Zeitraum von fünf Jahren, also bis zum 29. Juni 
2025 vorgeschlagen.

     Den Aktionären steht grundsätzlich gemäß § 221 Absatz 
4 i. V. m. § 186 Absatz 1 AktG das gesetzliche Bezugs-
recht auf die Options- und Wandelschuldverschreibun-
gen zu. Um die Abwicklung zu erleichtern, können die 
Options- und Wandelschuldverschreibungen an ein 
oder mehrere Kreditinstitute oder Unternehmen im 
Sinne von § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG ausgegeben 
werden mit der Verpflichtung, den Aktionären die Op-
tions- und Wandelschuldverschreibungen entspre-
chend ihrem Bezugsrecht anzubieten. Unter den nach-
folgend genannten Voraussetzungen soll ein Ausschluss 
des gesetzlichen Bezugsrechts möglich sein.

     Der Verwaltungsrat soll ermächtigt sein, Spitzenbeträge 
vom Bezugsrecht auszunehmen. Dies ermöglicht ein 
praktikables Bezugsverhältnis im Hinblick auf den Ge-
samtbetrag der jeweils ausgegebenen Options- und 
Wandelschuldverschreibungen. Ohne den Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge würden insbeson-
dere bei der Ausgabe von Options- und Wandelschuld-
verschreibungen in runden Beträgen die technische 
Durchführung der Emission und die Ausübung des Be-
zugsrechts erheblich erschwert. Der Bezugsrechts-     
ausschluss liegt daher im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre.

     Der Verwaltungsrat wird außerdem ermächtigt, das 
Bezugsrecht der Aktionäre vollständig auszuschließen, 
wenn die Ausgabe der Options- und Wandelschuldver-
schreibungen zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert 
der Options- und Wandelschuldverschreibungen nicht 
wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die Gesell-
schaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr 
kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine markt-
nahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingun-
gen bei der Festlegung des Ausgabepreises der Op-
tions- und Wandelschuldverschreibungen, des Zinssat-
zes und des Options- oder Wandlungspreises zu errei-
chen. Eine marktnahe Konditionsfestsetzung und rei-
bungslose Platzierung wären bei Wahrung des Bezugs-
rechts nur eingeschränkt möglich. Die Einräumung ei-
nes Bezugsrechts verhindert wegen der Länge der Be-
zugsfrist, kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse zu 
reagieren. Zudem ist bei Bezugsrechtsemissionen oft 
ein nicht un-erheblicher Sicherheitsabschlag auf den 
Bezugspreis erforderlich, um den Erfolg der Emission 
sicherzustellen. Die Ungewissheit der Ausübung der 
Bezugsrechte durch die bestehenden Aktionäre er-
schwert eine alternative Platzierung bei Dritten und ist 
mit zusätzlichem Aufwand verbunden. 

     Für den Fall eines solchen Bezugsrechtsausschlusses 
ergibt sich aus der sinngemäßen Geltung von § 186      
Absatz 3 Satz 4 AktG das Erfordernis einer Festlegung 
des Ausgabepreises der Schuldverschreibungen nicht 
wesentlich unter dem Marktwert. Damit soll dem 
Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer Ver-
wässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen 
werden. Der Wert eines Bezugsrechts sinkt damit prak-
tisch auf null. Um diese Anforderung für die Begebung 
von Schuldverschreibungen sicherzustellen, darf der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathemati-
schen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der jeweiligen Schuldverschreibung nicht wesentlich 
unterschreiten. Dann nämlich ist der Schutz der Aktio-
näre vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes ge-
währleistet und den Aktionären entsteht kein wirt-
schaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsau-
schluss. Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der 
Gesellschaft aufrechterhalten oder Schuldverschreibun-
gen entsprechend ihrer Beteiligungsquote erwerben 
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möchten, können dies durch einen Zukauf über den 
Markt erreichen.

     Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt       
zudem lediglich für Schuldverschreibungen mit einem 
Options- oder Wandlungsrecht oder mit einer Wand-
lungspflicht auf Aktien, auf die ein rechnerischer Anteil 
am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 10 Pro-
zent des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung – oder, falls dieser Wert 
geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Er-
mächtigung entfällt. Dadurch wird sichergestellt, dass 
keine Schuldverschreibungen ausgegeben werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr 
als 10 Prozent des Grundkapitals das Bezugsrecht der 
Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung 
von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ohne besonderen sach-
lichen Grund ausgeschlossen wird. Auf diese Höchst-
grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzu-
rechnen, der auf Aktien entfällt, die seit Erteilung der 
Ermächtigung bis zur Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen mit einem Options- oder Wandlungsrecht oder ei-
ner Wandlungspflicht unter Ausschluss des Bezugs-
rechts aufgrund einer anderen Ermächtigung des Ver-
waltungsrats ausgegeben worden sind, zum Beispiel 
aus dem genehmigten Kapital. Ebenfalls ist der anteili-
ge Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf er-
worbene eigene Aktien entfällt, die indem genannten 
Zeitraum veräußert worden sind. Diese Begrenzung 
liegt im Interesse der Aktionäre, die bei Kapitalmaßnah-
men ihre Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten 
wollen. 

     Der Verwaltungsrat soll ferner berechtigt sein, das Be-
zugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen 
auszuschließen, wenn die Ausgabe der Schuldver-
schreibungen gegen Sacheinlagen oder -leistungen er-
folgt. Dies soll insbesondere zum Zweck des unmittel-
baren oder mittelbaren Erwerbs von Unternehmen, 
Betrieben oder Beteiligungen an Unternehmen möglich 
sein, zum Beispiel im Rahmen von    Unternehmenszu-
sammenschlüssen. Ferner soll es möglich sein, ge-
werbliche Schutzrechte, Lizenzen, Patente oder sonsti-
ge Produktrechte im Austausch gegen Schuldverschrei-
bungen zu erwerben. Schuldverschreibungen können 

auch als Gegenleistung für den Erwerb sonstiger Ver-
mögensgegenstände ausgegeben werden. 

     Voraussetzung für einen solchen Bezugsrechtsaus-
schluss ist, dass der Wert der Sachleistung in einem 
angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldver-
schreibung steht. Maßgeblich ist der nach anerkannten 
Methoden ermit-telte theoretische Marktwert. Die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleis-
tung eröffnet die Möglichkeit, die Schuldverschreibun-
gen in geeigneten Einzelfällen als Akquisitionswährung 
im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men, gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen, Patenten, 
sonstigen Produktrechten oder sonstigen Vermögens-
gegenständen einsetzen zu können. So hat sich in der 
Praxis gezeigt, dass es in Verhandlungen vielfach not-
wendig oder nützlich ist, die Gegenleistung nicht in 
Geld, sondern auch oder ausschließlich in anderer Form 
bereitzustellen. Die Möglichkeit, Schuldverschreibun-
gen als Gegenleistung anzubieten, schafft damit einen 
Vorteil im Wettbewerb, um interessante Akquisitions-
objekte, sowie den not-wendigen Spielraum, sich bie-
tende Gelegenheiten zum Erwerb nutzen zu können. 
Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finan-
zierungsstruktur kann sich ein solches Vorgehen nach 
den Umständen des Einzelfalls anbieten. Der Verwal-
tungsrat wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er 
von der Ermächtigung zur Begebung von Schuldver-
schreibungen mit einem Options- oder Wandlungsrecht 
oder mit einer Wandlungspflicht gegen Sacheinlagen 
oder -leistungen mit Bezugsrechtsausschluss Gebrauch 
machen wird. Er wird sich nur dafür entscheiden, wenn 
dies im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Akti-
onäre liegt.

     Schließlich soll der Verwaltungsrat die Möglichkeit er-
halten, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
um den Inhabern von Schuldverschreibungen mit ei-
nem Options- oder Wandlungsrecht oder einer Wand-
lungspflicht zum Ausgleich von Verwässerungen ein 
Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ih-
nen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrech-
te oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zuste-
hen würde. Dies bietet die Möglichkeit zu verhindern, 
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dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der 
Options- oder Wandlungspreis für die Inhaber bereits 
bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte nach den 
jeweiligen Bedingungen ermäßigt werden muss.

     In den jeweiligen Bedingungen kann zur Erhöhung der 
Flexibilität vorgesehen werden, dass die Gesellschaft   
einem Options- oder Wandlungsberechtigten nicht        
Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegen-
wert in Geld zahlt. Zulässig soll auch sein, eine Kombi-
nation dieser Erfüllungsformen vorzusehen. Ferner 
kann vorgesehen werden, dass die Anzahl der bei Aus-
übung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach 
Erfüllung der Wandlungspflichten zu beziehenden Akti-
en oder ein diesbezügliches Umtauschrecht variabel ist 
und der     Options- oder Wandlungspreis innerhalb ei-
ner vom Verwaltungsrat festzulegenden Bandbreite in 
Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses 
oder als Folge von Bestimmungen zum Verwässe-
rungsschutz während der Laufzeit verändert werden 
kann.

     Das vorgesehene bedingte Kapital dient dazu, die mit 
den gegen bar ausgegebenen Schuldverschreibungen 
verbundenen Options- oder Wandlungsrechte zu bedie-
nen oder Wandlungspflichten zu erfüllen, soweit dazu 
nicht andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Al-
lerdings dient das vorgesehene bedingte Kapital nicht 
dazu, mit gegen Sachleistung ausgegebene Schuldver-
schreibungen verbundenen Wandlungs- bzw. Options-
rechte zu bedienen oder Wandlungs- bzw. Options-
pflichten zu   erfüllen. Hierfür bedarf es entweder eines 
Rückgriffs auf eigene Aktien oder einer Sachkapitaler-
höhung wofür ein genehmigtes Kapital zur Verfügung 
steht. Als Sacheinlage ist die Forderung aus der Schuld-
verschreibung ein-zubringen, wobei sich die Werthaltig-
keitsprüfung darauf zu erstrecken hat, ob die Forderung 
werthaltig ist und   die zu ihrer Begründung hingegebe-
ne Sachleistung dem   Ausgabepreis der Aktien ent-
spricht.

7.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Er-
werb und zur Veräußerung eigener Aktien unter 
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Akti-
onäre

     Die in der Hauptversammlung am 12. Mai 2016 be-
schlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
wird am 11. Mai 2021 auslaufen. Die Gesellschaft soll 
vorzeitig erneut für weitere fünf Jahre zum Erwerb eige-
ner Aktien ermächtigt werden.

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu 
fassen:

     a)  Die bestehende, von der Hauptversammlung am 12. 
Mai 2016 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb   
eigener Aktien, die noch bis zum 11. Mai 2021 läuft, 
wird aufgehoben.

     b)  Die Gesellschaft wird ermächtigt, vom Tag der Be-
schlussfassung an bis zum 29. Juni 2025 eigene 
Aktien bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung bestehenden Grundka-
pitals – oder falls dieser Wert niedriger ist – des zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung beste-
henden Grund-kapitals zu jedem gesetzlich zulässi-
gen Zweck zu       erwerben. Dabei dürfen auf Aktien, 
die aufgrund      dieser Ermächtigung erworbenen 
werden, zusammen mit anderen Aktien der Gesell-
schaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat 
und noch besitzt oder die ihr gemäß den § 71 ff. 
Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 
mehr als 10 Prozent des   jeweiligen Grundkapitals 
der Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung kann 
ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder 
mehrerer Zwecke, einmal oder mehrmals durch die 
Gesellschaft, durch ihre Konzernunternehmen oder 
durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder der 
Konzernunternehmen ausgenutzt werden. Die Er-
mächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum 
Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt wer-
den.

     c)  Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des 
Verwaltungsrats als Kauf über die Börse, mittels ei-
nes an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufan-
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gebots oder durch Ausgabe von Andienungsrechten 
an die Aktionäre.

         (1)  Erfolgt der Erwerb als Kauf über die Börse, so darf 
der von der Gesellschaft bezahlte Kaufpreis je 
Aktie ohne Erwerbsnebenkosten den am Handels-
tag durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs 
einer Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel 
oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an 
der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr 
als 10 Prozent über- oder unterschreiten.

         (2)  Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufange-
bot an alle Aktionäre, so legt die Gesellschaft ei-
nen Kaufpreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie 
fest. Im Falle der Festlegung einer Kaufpreisspan-
ne wird der endgültige Preis aus den vorliegenden 
Annahmeerklärungen ermittelt. Das Angebot 
kann eine Annahmefrist, Bedingungen sowie die 
Möglichkeit vorsehen, die Kaufpreisspanne wäh-
rend der Annahmefrist anzupassen, wenn sich 
nach der Veröffentlichung eines Angebots wäh-
rend der Annahmefrist erhebliche Kursbewegun-
gen ergeben. Das Volumen des Angebots kann 
begrenzt werden. Sofern die Anzahl der angedien-
ten Aktien die von der Gesellschaft insgesamt 
zum Erwerb vorgesehene Aktienanzahl über-
steigt, kann das Andienungsrecht der Aktionäre 
insoweit ausgeschlossen werden, als der Erwerb 
nach dem Verhältnis der angedienten Aktien er-
folgt. Eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb ange-
botener Aktien der Gesellschaft je Aktionär kann 
vorgesehen werden. Der Kaufpreis oder die 
Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je 
Aktie dürfen ohne Erwerbsnebenkosten den 
durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie im XET-
RA-Handel oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system an der Frankfurter Wertpapierbörse an 
den letzten fünf Handelstagen vor dem Zeitpunkt 
der Entscheidung des Verwaltungsrats über die 
Veröffentlichung eines Kaufangebots um nicht 
mehr als 10 Prozent über- oder unterschreiten. Im 
Fall einer Angebotsanpassung ist maßgeblicher 
Zeitpunkt die Veröffentlichung der Entscheidung 
des Verwaltungsrats über die Anpassung.

         (3)  Erfolgt der Erwerb mittels den Aktionären zur 
Verfügung gestellten Andienungsrechte, so kön-
nen diese pro Aktie zugeteilt werden. Gemäß 
dem Verhältnis des Grundkapitals der Gesell-
schaft zum Volumen der von der Gesellschaft zu-
rückzukaufenden Aktien berechtigt eine entspre-
chend festgesetzte Anzahl Andienungsrechte zur 
Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an die-
se. Andienungsrechte können auch dergestalt zu-
geteilt werden, dass jeweils ein Andienungsrecht 
pro Anzahl von Aktien zugeteilt wird, die sich aus 
dem Verhältnis des Grundkapitals zum Rückkauf-
volumen ergibt. Bruchteile von Andienungsrech-
ten werden nicht zugeteilt. Für diesen Fall werden 
die entsprechenden Teilandienungsrechte ausge-
schlossen. Der Preis oder die Grenzwerte der an-
gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie ohne Er-
werbsnebenkosten, zu dem bei Ausübung des 
Andienungsrechts eine Aktie an die Gesellschaft 
veräußert werden kann, werden nach Maßgabe 
der Regelungen unter vorstehender Ziffer (2) be-
stimmt, wobei maßgeblicher Zeitpunkt die Ent-
scheidung des Verwaltungsrats über die Veröf-
fentlichung eines Rückkaufangebots unter Einräu-
mung von Andienungsrechten ist, und gegebe-
nenfalls angepasst, wobei maßgeblicher Zeit-
punkt die Veröffentlichung der Entscheidung des 
Verwaltungsrat über die Anpassung ist. Die nähe-
re Ausgestaltung der Andienungsrechte, insbe-
sondere ihr Inhalt, die Laufzeit und gegebenen-
falls ihre Handelbarkeit, bestimmt der Verwal-
tungsrat der Gesellschaft.

     d)  Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, Aktien der Ge-
sellschaft, die aufgrund der vorstehenden oder einer       
früher erteilten Ermächtigung erworben wurden,

         (1)  Dritten gegen Sachleistungen, insbesondere zum 
Zweck des unmittelbaren oder mittelbaren Er-
werbs von Unternehmen, Betrieben oder Beteili-
gungen an Unternehmen oder gewerblichen 
Schutzrechten, Lizenzen, Patenten oder sonstigen 
Produktrechten oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen, anzubieten und auf diese zu übertragen;
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         (2)  an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit der 
Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbun-
denen Unternehmen auszugeben oder zum Er-
werb anzubieten und auf diese zu übertragen;

         (3)  zur Erfüllung von Verpflichtungen aus von der Ge-
sellschaft begebenen Options- oder Wandel-
schuldverschreibungen zu verwenden;

         (4)  im Rahmen eines Mitarbeiterbeteiligungspro-
gramms entsprechend den dort festgelegten Be-
dingungen zu verwenden;

         (5)  den Aktionären aufgrund eines an alle Aktionäre 
gerichteten Angebots unter Wahrung des Bezugs-
rechts und des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
nach § 53a AktG zum Bezug anzubieten, wobei 
eine Veräußerung über die Börse diesen Anforde-
rungen genügt;

         (6)  in anderer Weise als über die Börse oder durch   
Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, wenn die 
erworbenen Aktien gegen Barzahlung zu einem 
Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der 
Aktie ohne Erwerbsnebenkosten nicht wesentlich 
unterschreitet, wobei insgesamt höchstens 10 
Prozent des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung      
bestehenden Grundkapitals – oder falls dieser 
Wert niedriger ist – des zum Zeitpunkt der Aus-
nutzung der Ermächtigung bestehenden Grundka-
pitals veräußert werden dürfen und auf diese 
Höchstgrenze der anteilige Betrag des Grundkapi-
tals anzurechnen ist, der auf Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit der Ermächtigung unter Be-
zugsrechtsausschluss ausgegeben worden sind;

         (7)  einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversamm-
lungsbeschlusses bedarf, wobei die Einziehung 
ohne Kapitalherabsetzung in der Weise kann, 
dass sich durch die Einziehung der Anteil der übri-
gen Aktien am Grundkapital erhöht. Der Verwal-
tungsrat wird ermächtigt, die Angabe der Zahl der 
Aktien in der Satzung entsprechend anzupassen. 
Die Einziehung kann mit einer Kapitalherabset-
zung verbunden werden. In diesem Fall ist der 
Verwaltungsrat ermächtigt, das Grundkapital um 

den auf die eingezogenen Aktien entfallenden 
anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzuset-
zen und die Angabe der Zahl der Aktien und des 
Grundkapitals in der Satzung anzupassen.

     e)  Die Ermächtigungen gemäß lit. d) können ganz oder     
in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, einzeln oder       
gemeinsam ausgenutzt werden. Die Ermächtigun-
gen gemäß lit. d) erfassen auch die Verwendung von 
Aktien der Gesellschaft, die durch ein Konzernunter-
nehmen oder durch Dritte für Rechnung der Gesell-
schaft oder eines Konzernunternehmens erworben 
wurden oder in deren Besitz sind.

       f)  Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Akti-
en der Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen, 
als diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächti-
gungen gemäß lit. d) (1) bis (4) oder (6) verwendet 
werden. Der Verwaltungsrat kann im Fall der Veräu-
ßerung von Aktien der Gesellschaft im Rahmen ei-
nes Verkaufsangebots gemäß lit. d) (5) an die Aktio-
näre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre 
für Spitzenbeträge ausschließen.

     Bericht des Verwaltungsrats zu der unter Tagesord-
nungspunkt 7 vorgesehenen Ermächtigung mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts (§ 71 
Absatz 1 Nummer 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Absatz 4 
Satz 2 AktG)

     Die in der Hauptversammlung am 12. Mai 2016 be-
schlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
läuft am 11. Mai 2021 aus. Die Ermächtigung soll vorzei-
tig erneuert werden Der Gesellschaft soll damit auch 
weiterhin die Möglichkeit eröffnet werden, eigene Akti-
en zu erwerben. Deshalb ersucht der Verwaltungsrat 
die Hauptversammlung die Gesellschaft zu ermächti-
gen, eigene Aktien mit einem auf sie entfallenden antei-
ligen Betrag von bis zu 10 Prozent des Grundkapitals zu 
erwerben und diese Aktien unter bestimmten Voraus-
setzungen in anderer Weise als über die Börse oder 
durch ein Angebot an alle Aktionäre zu veräußern. Die 
Höchstgrenze von 10 Prozent des Grundkapitals richtet 
sich dabei nach dem zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung bestehenden Grundkapitals oder – falls dieser 
Wert niedriger ist – nach dem zum Zeitpunkt der Aus-
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nutzung der Ermächtigung bestehenden Grundkapital. 
Die neue Ermächtigung soll wiederum eine Laufzeit von 
fünf Jahren haben.

     Der Erwerb kann als Kauf über die Börse, mittels eines 
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
oder durch die Ausgabe von Andienungsrechten an die 
Aktionäre durchgeführt werden.

     Beim Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches Kau-
fangebot, das an die Aktionäre gerichtet wird, kann je-
der verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entschei-
den, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preis-
spanne, zu welchem Preis er diese anbieten möchte. 
Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene 
Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl 
an Aktien, erfolgt eine Zuteilung der Annahme der Ver-
kaufsofferten. Hierbei soll es möglich sein, eine bevor-
rechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile 
von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien je Aktio-
när vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebro-
chene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden 
Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 
damit die technische Abwicklung zu erleichtern.

     Beim Erwerb eigener Aktien mittels den Aktionären zur 
Verfügung gestellten Andienungsrechten werden den 
Aktionären entsprechend den von ihnen gehaltenen Ak-
tien Andienungsrechten zugeteilt. Die festgelegte An-
zahl von Andienungsrechten je Anzahl Aktien berechtigt 
zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese. 
Die Andienungsrechte werden so ausgestaltet, dass 
die     Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer Aktien ver-
pflichtet wird. Als Alternative besteht die Möglichkeit, 
jeweils ein Andienungsrecht auf eine bestimmte Anzahl 
Aktien zuzuteilen, die sich aus dem Verhältnis des 
Grundkapitals zum Rückkaufvolumen ergeben. In die-
sem Fall werden Teilandienungsrechte ausgeschlossen 
und verfallen.

     Beim Erwerb eigener Aktien durch ein öffentliches Kauf-
angebot oder durch die Ausgabe von Andienungs-
rechten bestimmen sich der Kaufpreis oder die Grenz-
werte der Kaufpreisspanne je Aktie ohne Erwerbsne-
benkosten nach dem durchschnittlichen Schlusskurs 
der Aktie im XETRA-Handel oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem der Frankfurter Wertpapierbörse an 
den letzten fünf Handelstagen vor dem Zeitpunkt der 
Entscheidung des Verwaltungsrats über die Veröffentli-
chung eines Kaufangebots und dürfen diesen um nicht 
mehr als 10 Prozent über- oder unterschreiten.

     Die Gesellschaft soll eigene Aktien verwenden können, 
um sie als Gegenleistung zum Beispiel im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen als Gegenleistung 
beim Erwerb von Unternehmen, Betrieben und Beteili-
gungen an Unternehmen anbieten zu können. In glei-
cher Weise sollen sie als Gegenleistung für den Erwerb 
von gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen, Patenten, 
sonstigen Produktrechten oder sonstigen Vermögens-
gegenständen eingesetzt werden können. Die aus die-
sem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll es der 
Gesellschaft ermöglichen, schnell, flexibel und liquidi-
tätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Er-
werb von Unternehmen oder Beteiligungen, von Li-
zenzen und  Produktrechten oder anderen Vermögens-
gegenständen zu reagieren. Soweit mit Aktien als Ak-
quisitionswährung gekauft wird, kann es im Einzelfall 
sinnvoll sein, nicht den gesamten Kaufpreis aus dem 
genehmigten Kapital zu schaffen, sondern für Teile des 
Kaufpreises auf eigene Aktien zurückzugreifen. Dem 
trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob im Ein-
zelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmi-
gten Kapital genutzt werden, trifft der Verwaltungsrat, 
wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und 
der Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelationen wird der Verwaltungsrat sicher-
stellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt werden. Dabei wird der Verwaltungsrat den 
Börsenkurs der Aktie berücksichtigen. Eine schema-
tische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorge-
sehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungs-
ergebnisse nicht durch Kursschwankungen infrage zu 
stellen.

     Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu 
nutzen können, um sie an Arbeitnehmer der Gesell-
schaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen Un-
ternehmen auszugeben, diesen zum Erwerb anzubieten 
und auf diese zu übertragen.
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     Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien soll 
die Möglichkeit umfassen, eigene, bereits börsenzuge-
lassene Aktien zur Bedienung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder die Erfüllung von Wandlungspflich-
ten aus Schuldverschreibungen der Gesellschaft zu 
nutzen. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit 
erhalten, derartige Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen mit Aktien zu bedienen, ohne das be-
dingte Kapital aus-zunutzen und die Zahl der Aktien zu 
erhöhen. Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre ist dafür Voraussetzung.

     Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu 
nutzen können, um sie im Rahmen eines Mitarbeiterbe-
teiligungsprogramms entsprechend den dort festge-
legten Bedingungen zu verwenden.

     Die Ermächtigung sieht die Möglichkeit vor, die erwor-
benen eigenen Aktien in anderer Weise als über die    
Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu veräu-
ßern, zum Beispiel an institutionelle Investoren oder zur            
Erschließung neuer Investorenkreise. Für die Gesell-
schaft eröffnet sich damit die Möglichkeit, geeigneten 
(institutionellen) Investoren die Aktien anzubieten und 
den Aktionärskreis um in- und ausländische Aktionäre 
zu erweitern, was letztlich auch zur Stabilisierung des 
Wertes der Aktie führt. Die Gesellschaft kann darüber 
hinaus ihr Eigenkapital flexibel geschäftlichen Erforder-
nissen anpassen und auf günstige Börsensituationen 
reagieren, da im Falle der Veräußerung eine schnellere 
und kostengünstigere Platzierung der Aktien möglich 
ist, als dies unter Beachtung des Bezugsrechts der Ak-
tionäre möglich wäre. Voraussetzung einer solchen 
Veräußerung ist, dass die Aktien gegen Barzahlung zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der 
Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Insoweit ist der durch-
schnittliche Börsenkurs an den fünf Börsenhandelsta-
gen vor Abschluss der Vereinbarung zu beachten. Diese 
Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höch-
stens 10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft 
oder auf 10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien, falls das 
Grundkapital zu diesem Zeitpunkt niedriger ist. Hin-
sichtlich des Ermächtigungsvolumens sind andere Fälle 

des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses im Sinne 
von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz einzubeziehen. 
Bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises 
– unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegeben-
heiten – soll ein Abschlag vom Börsenkurs so niedrig 
wie möglich bemessen werden. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 
durch Kauf von Aktien über die Börse aufrecht zu erhal-
ten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktio-
näre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, 
um kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen.

     In all diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre 
auf diese Aktien ausgeschlossen werden, damit die      
Aktien wie dargestellt verwendet werden können. Bei 
seiner Entscheidung über den Bezugsrechtsausschluss 
wird sich der Verwaltungsrat vom Interesse der Aktio-
näre leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der Be-
zugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft 
notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das Bezugsrecht 
ausgeschlossen. Unter Abwägung aller Umstände ist 
die     Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss da-
her im   Interesse der Gesellschaft geboten und unter 
den dargelegten Umständen angemessen.

     Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene 
eigene Aktien eingezogen werden können. Dabei soll 
die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei 
Einziehung das Grundkapital der Gesellschaft herabge-
setzt wird, als auch ohne eine solche Kapitalherabset-
zung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzei-
tiger   Erhöhung des auf die verbleibenden Aktien ent-
fallenden anteiligen Betrags des Grundkapitals. Die 
Rechte der Aktionäre werden in keinem der beiden 
vorgenannten Fälle beeinträchtigt.

     Der Verwaltungsrat wird der jeweils nächsten Hauptver-
sammlung über eine Ausnutzung der Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien berichten.
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8.  Beschlussfassung über die Zustimmung zum Be-
herrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag zwi-
schen der SNP Schneider-Neureither & Partner SE 
und der ERST European Retail Systems Technology 
GmbH

     Die SNP Schneider-Neureither & Partner SE ist alleinige 
Gesellschafterin der ERST European Retail Systems 
Technology GmbH mit Sitz in Hamburg. Die SNP 
Schneider-Neureither & Partner SE und die ERST Euro-
pean  Retail Systems Technology GmbH haben am 24. 
bzw. 30. April 2020 einen Beherrschungs- und Ergebni-
sabführungsvertrag abgeschlossen. In dem Beherr-
schungs- und Ergebnisabführungsvertrag hat sich die 
ERST European Retail Systems Technology GmbH ver-
pflichtet, ihren gesamten Gewinn an die SNP Schnei-
der-Neureither & Partner SE abzuführen. Die SNP 
Schneider-Neureither & Partner SE hat sich gegenüber 
der ERST European Retail Systems Technology GmbH 
zur Verlustübernahme gemäß § 302 AktG verpflichtet.

     Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag ist 
in dem gemeinsamen Bericht des Verwaltungsrats der 
SNP Schneider-Neureither & Partner SE und der Ge-
schäftsführung der ERST European Retail Systems 
Technology GmbH gemäß § 293a Absatz 1 AktG näher 
erläutert und begründet. Eine Prüfung des Beherr-
schungs- und Ergebnisabführungsvertrags durch einen 
Vertragsprüfer gemäß § 293b AktG ist nicht erforder-
lich. Ausgleichszahlungen oder Abfindungen an außen-
stehende Gesellschafter sind nicht zu gewähren.

     Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag      
bedarf zu seiner Wirksam der Zustimmung der Haupt-
versammlung der SNP Schneider-Neureither & Partner 
SE.

     Der Verwaltungsrat schlägt vor, den folgenden Be-
schluss zu fassen:

     „Dem Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag 
zwischen der SNP Schneider-Neureither & Partner SE 
und der ERST European Retail Systems Technology 
GmbH vom 24. bzw. 30. April 2020 wird zugestimmt.“

     Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag hat 
folgenden Wortlaut:

     Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag

     zwischen

     SNP Schneider-Neureither & Partner SE,
     Dossenheimer Landstraße 100, 69121 Heidelberg,
     eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
     Mannheim unter HRB 729172,
     - im Folgenden „Organträger“ genannt -

     und

     ERST European Retail Systems Technology GmbH,
     Frankenstraße 5, 20097 Hamburg
     Eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts  
     Hamburg unter HRB 73331
     - im Folgenden „Organgesellschaft“ genannt -

     § 1 Tatsächliche Verhältnisse

       (1)  Der Organträger ist alleiniger Gesellschafter der 
Organgesellschaft und hält sämtliche Geschäftsan-
teile im Nennbetrag von insgesamt EUR 29.050,00.

       (2)  Zudem ist die Organgesellschaft finanziell in den 
Organträger eingegliedert.

     § 2 Beherrschung

      (1)  Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung ihrer   
Gesellschaft dem Organträger.

      (2)  Der Organträger ist durch seine geschäftsführenden 
Direktoren oder einen von diesen Beauftragten be-
rechtigt, der Geschäftsführung der Organgesell-
schaft allgemein oder einzelfallbezogen Weisungen 
zu erteilen, insbesondere in organisatorischer, wirt-
schaftlicher, technischer, finanzieller und perso-
neller Hinsicht. Die Organgesellschaft ist verpflich-
tet, den Weisungen des Organträgers in jeder Hin-
sicht Folge zu leisten, soweit dem nicht zwingendes 
Gesellschafts-, Handels- oder Bilanzrecht entge-
gensteht. Die Änderung, Aufrechterhaltung oder 
Beendigung dieses Vertrages ist vom Weisungs-
recht nicht umfasst.
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      (3)  Die Organgesellschaft ist verpflichtet, den Organträ-
ger laufend über alle wesentlichen Angelegenhei-
ten der Organgesellschaft und die Geschäftsent-
wicklung zu informieren. Die Organgesellschaft ist 
den Vertretungsorganen des Organträgers und de-
ren Beauftragten über die Gesellschafterrechte hi-
naus verpflichtet, jederzeit alle gewünschten Aus-
künfte über sämtliche Angelegenheiten der Organ-
gesellschaft zu erteilen. Der Organträger ist jeder-
zeit berechtigt, Bücher, Schriften und sonstige Un-
terlagen der Organgesellschaft einzusehen.

     § 3 Gewinnabführung

       (1)  Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen 
Gewinn entsprechend allen Vorschriften des § 301 
AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Or-
ganträger abzuführen.

      (2)  Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung des   
Organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss  
insoweit in die Gewinnrücklagen gemäß § 272 Ab-
satz 3 HGB einstellen, als dies handelsrechtlich zu-
lässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung wirtschaftlich begründet ist.

      (3)  Während der Dauer dieses Vertrages nach § 3 Abs. 
2 gebildete  Gewinnrücklagen sind auf Verlan-
gen  des  Or-ganträgers von der Organgesellschaft 
aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbe-
trags oder Verlustvortrags zu verwenden oder als 
Gewinn abzuführen.

      (4)  Die Abführung von Erträgen der Organgesellschaft 
aus der Auflösung von freien, vorvertraglichen 
Rücklagen und vorvertraglichen Gewinnvorträgen 
wird ausgeschlossen.

      (5)  Der Anspruch auf Gewinnabführung entsteht zum 
Ende des Geschäftsjahres der Organgesellschaft. 
Er ist mit Wertstellung zu diesem Zeitpunkt fällig.

     § 4 Verlustübernahme

      (1)  Der Organträger ist gegenüber der Organgesell-
schaft entsprechend allen Vorschriften des § 302 

AktG in seiner jeweils gültigen Fassung zur Verlu-
stübernahme verpflichtet.

       (2)  § 3 Absatz 5 gilt entsprechend.

     § 5 Jahresabschluss der Organgesellschaft

     Zur Durchführung der Ergebnisabführung bzw. Verlustü-
bernahme hat die Organgesellschaft ihren Jahresab-
schluss, bevor er festgestellt wird, mit dem Organträ-
ger gemeinsam zu behandeln und die Abrechnung über 
Gewinne oder Verluste mit dem Organträger so durch-
zuführen, dass diese Abrechnung im Jahresabschluss 
bereits berücksichtigt ist. Die Abrechnungen über Ge-
winn- oder Verlustanteile zwischen beiden Gesellschaf-
ten erfolgen mit Wertstellung zum Tag der Feststellung 
des Jahresabschlusses; für einen etwa auszuglei-
chenden Verlust schuldet der Organträger ab dem Bi-
lanzstichtag die gesetzlichen Zinsen.

    § 6 Wirksamwerden und Vertragsdauer

      (1)  Dieser Vertrag wird wirksam mit Eintragung im Han-
delsregister der Organgesellschaft.

      (2)  Die Wirksamkeit dieses Vertrages steht unter dem 
Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung 
des Organträgers und der Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung der Organgesellschaft.

      (3)  Dieser Vertrag gilt hinsichtlich der Regelungen über 
die Gewinnabführung und Verlustübernahme mit 
Wirkung vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem dieser Vertrag gemäß Abs. 1 in Kraft tritt 
(Rückwirkung der Gewinnabführung und Verlustü-
bernahme), im Übrigen ab Eintragung im Handelsre-
gister.

      (4)  Dieser Vertrag wird für die Dauer bis zum 31.12.2024 
abgeschlossen, mindestens aber für fünf Zeitjahre 
nach dem Beginn des Wirtschaftsjahres, für das die 
körperschaftsteuerliche und gewerbesteuerliche    
Organschaft aufgrund dieses Vertrages erstmals 
anerkannt wurde. Wird der Vertrag nicht sechs Mo-
nate vor Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer schrift-
lich gekündigt, so verlängert er sich jeweils um ein 
weiteres Jahr.
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      (5)  Im Falle der außerordentlichen, fristlosen Kündigung 
aus wichtigem Grund durch einen Vertragsteil gilt 
dieser Vertrag für das Geschäftsjahr, in dessen Ver-
lauf die außerordentliche Kündigung ausgespro-
chen wird, nicht mehr, soweit dies rechtlich zuläs-
sig vereinbart werden kann. Ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere dann vor, wenn der Organträger 
nicht mehr mit der Mehrheit der Stimmrechte an 
der Organgesellschaft beteiligt ist, der Organträger 
die Anteile an der Organgesellschaft veräußert oder 
einbringt oder der Organträger oder die Organge-
sellschaft verschmolzen, gespalten oder liquidiert 
wird.

     § 7 Schlussbestimmungen

     Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages un-
wirksam sein oder werden, so wird dadurch seine Wirk-
samkeit im Übrigen nicht berührt. Die Beteiligten sind in 
einem derartigen Fall verpflichtet, anstelle der unwirk-
samen Bestimmung eine wirksame Ersatzregelung zu 
treffen, die dem mit der betroffenen Bestimmung ver-
folgten Zweck möglichst nahe kommt.

     Heidelberg, den 30.4.2020       

     Prof. Dr. Heiner Diefenbach       
     für die SNP Schneider-Neureither & Partner SE 

     Hamburg, den 24.4.2020

     Christoph Leisegang
     für die ERST European Retail Systems Technology 

GmbH

     Die folgenden Unterlagen werden vom Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung an über die Inter-
netseite https://www.snpgroup.com/de/hauptver-
sammlung (im Bereich Investor Relations / Hauptver-
sammlungen / Ordentliche Hauptversammlung 2020) 
zugänglich sein:

     ■      der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag 
zwischen der SNP Schneider-Neureither & Partner 
SE und der ERST European Retail Systems Technolo-
gy GmbH,

     ■      der nach § 293a Absatz 1 AktG erstattete gemeinsa-
me Bericht des Verwaltungsrats der SNP Schneider-
Neureither & Partner SE und der Geschäftsführung 
der ERST European Retail Systems Technology 
GmbH,

     ■      die Jahresabschlüsse der SNP Schneider-Neureither 
& Partner SE für die Geschäftsjahre 2017, 2018 und 
2019,

     ■      die Konzernabschlüsse der SNP Schneider-Neureither 
& Partner SE für die Geschäftsjahre 2017, 2018 und 
2019,

     ■      die Jahresabschlüsse der ERST European Retail Sys-
tems Technology GmbH für die Geschäftsjahre 2017, 
2018 und 2019.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt 
der Einberufung der Hauptversammlung EUR 6.602.447,00 
und ist in 6.602.447 auf den Inhaber lautende Stückaktien 
eingeteilt, die jeweils eine Stimme gewähren. Hiervon hält 
die Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-
versammlung 65.702 eigene Aktien, aus denen ein Stimm-
recht nicht ausgeübt werden kann.

Abhaltung der Hauptversammlung als virtuelle Haupt-
versammlung

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie hat der Ver-
waltungsrat beschlossen, von Erleichterungen, welche das 
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pande-
mie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. 
März 2020 (BGBl. I S. 569) („COVID-Folgenabmilderungs-
gesetz“) für die Abhaltung von Hauptversammlungen im 
Jahr 2020 vorsieht, Gebrauch zu machen und die diesjähri-
ge ordentliche Hauptversammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) als virtuelle 
Hauptversammlung abzuhalten.

Die Abhaltung der diesjährigen ordentlichen Hauptver-
sammlung erfolgt daher nach Maßgabe der Vorgaben in 
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Artikel 2 § 1 Absatz 2 i. V. m. Absatz 8 Satz 2 COVID-Fol-
genabmilderungsgesetz. Das bedeutet im Einzelnen:

a)  Die gesamte Hauptversammlung wird für Aktionäre und 
ihre Bevollmächtigten am 30. Juni 2020, ab 10.00 Uhr 
(MESZ), live in Bild und Ton über das InvestorPortal 
übertragen, das auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://www.snpgroup.com/de/hauptversamm-
lung im Bereich Investor Relations / Hauptversammlun-
gen / Ordentliche Hauptversammlung 2020 zur Verfü-
gung steht.

b)  Aktionäre können ihr Stimmrecht fernschriftlich oder 
über elektronische Kommunikation (Briefwahl) und Voll-
machtserteilung ausüben.

c)  Den Aktionären wird eine Fragemöglichkeit eingeräumt. 
Fragen sind bis spätestens zwei Tage vor der Versamm-
lung im Wege der elektronischen Kommunikation einzu-
reichen.

d)  Den Aktionären, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, 
wird in Abweichung von § 245 Nummer 1 AktG unter 
Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der 
Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch 
gegen einen Beschluss der Hauptversammlung einge-
räumt. 

Die Wahrnehmung der vorstehend beschriebenen Aktio-
närsrechte setzt voraus, dass sich die Aktionäre ordnungs-
gemäß anmelden und den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 
erbringen.

Die Gesellschaft weist darauf hin, dass die Anfechtung 
eines Beschlusses der Hauptversammlung unbeschadet 
der Regelung in § 243 Absatz 3 Nummer 1 AktG nach 
Artikel 2 § 1 Absatz 7 i. V. m. Absatz 8 Satz  2 COVID-
Folgenabmilderungsgesetz auch nicht auf Verletzungen 
von § 118 Absatz 1 Satz 3 bis 5, Absatz 2 Satz 2 oder Ab-
satz 4 AktG, die Verletzung von Formerfordernissen für 
Mitteilungen nach § 125 AktG sowie nicht auf eine Verlet-
zung der oben beschriebenen Voraussetzungen für die 
Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung gemäß Ar-
tikel 2 § 1 Absatz 2 COVID-Folgenabmilderungsgesetz 
gestützt werden kann, es sei denn, der Gesellschaft ist 
Vorsatz nachzuweisen.

Wir bitten die Aktionäre in diesem Jahr um besondere 
Beachtung der nachstehenden Hinweise zur Wahrneh-
mung ihrer Rechte in der und im Zusammenhang mit 
der Durchführung der virtuellen Hauptversammlung.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-
rechts

Zur Teilhabe an der virtuellen Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre 
berechtigt, die sich vor der virtuellen Hauptversammlung 
bei der Gesellschaft angemeldet haben („Anmeldung“) 
und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
nachgewiesen haben.

Zum Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts ist ein in Textform (vgl. § 126b BGB) erstell-
ter besonderer Nachweis des depotführenden Instituts 
über den   Anteilsbesitz („Nachweis“) erforderlich und 
ausreichend. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, mithin auf den Be-
ginn des 9. Juni 2020 (0:00 Uhr) zu beziehen („Nachweis-
zeitpunkt“). Die Berechtigung im vorstehenden Sinne be-
misst sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz 
des Aktionärs im Nachweiszeitpunkt. 

Die Anmeldung muss ebenso wie der Nachweis bei der 
Gesellschaft spätestens am 23. Juni 2020, 24:00 Uhr, in 
Textform in deutscher oder englischer Sprache unter fol-
gender Adresse eingehen:

SNP Schneider-Neureither & Partner SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Fax: +49 89 30903-74675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises über 
den Anteilsbesitz werden den Aktionären über die Anmel-
destelle Anmeldebestätigungen mit den erforderlichen     
Zugangsdaten für die Teilnahme an der virtuellen Haupt-
versammlung über das InvestorPortal zusammen mit ent-
sprechenden Vollmachts-formularen bzw. Formularen zur 
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Ausübung der Briefwahl zugesandt. Um den rechtzeitigen 
Erhalt der Anmeldebestätigung sicherzustellen, bitten wir 
die Ak-tionäre, die an der virtuellen Hauptversammlung 
teilnehmen möchten, möglichst frühzeitig für die Übersen-
dung der  Anmeldung und des Nachweises Sorge zu tra-
gen und erforderlichenfalls eine Anmeldebestätigung bei 
ihrem depotführenden Institut anzufordern.

Bedeutung des Nachweisstichtages

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung oder die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Berechtigungs-
nachweis erbracht hat. Dies bedeutet, dass Aktionäre, die 
ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erworben 
haben, weder an der virtuellen Hauptversammlung teil-
nehmen können noch Stimmrechte in der Hauptversamm-
lung haben. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkun-
gen auf die Veräußerbarkeit der Aktien. Aktionäre, die ihre 
Aktien nach dem Nachweisstichtag vollständig oder teil-
weise veräußern, sind deshalb – bei rechtzeitiger Anmel-
dung und Vorlage des Berechtigungsnachweises – im 
Verhältnis zur Gesellschaft trotzdem zur Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung ihres 
Stimmrechts berechtigt. Der Nachweisstichtag ist für die 
Dividendenberechtigung ohne Bedeutung.

Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte

Aktionäre können ihr Stimmrecht unter entsprechender  
Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, auch 
durch eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. 
Auch in diesem Fall ist eine ordnungsgemäße Anmeldung 
des Aktionärs erforderlich, und zwar entweder durch den 
Aktionär oder einen Bevollmächtigten.

Vollmachten können durch Erklärung gegenüber dem Be-
vollmächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erteilt 
werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen der Textform oder einer entsprechenden 
Eingabe in das  InvestorPortal.

Mit der Anmeldebestätigung erhalten die Aktionäre ein   
Vollmachtsformular und weitere Informationen zur Bevoll-
mächtigung. Die Verwendung des Vollmachtsformulars      

ist nichtzwingend. Möglich ist auch, dass Aktionäre eine 
gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen.

Für die Erklärung einer Vollmachtserteilung gegenüber der 
Gesellschaft, ihren Widerruf und die Übermittlung des 
Nachweises einer gegenüber einem Bevollmächtigten       
erklärten Vollmacht beziehungsweise deren Widerruf 
steht die nachfolgend genannte Adresse zur Verfügung:

SNP Schneider-Neureither & Partner SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Fax: +49 89 30903-74675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Vollmachten können alternativ unter Verwendung der Daten 
der Anmeldebestätigung gemäß dem von der Gesellschaft 
festgelegten Verfahren elektronisch über das Internet erteilt 
werden. Die Nutzung des InvestorPortals durch den Bevoll-
mächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom 
Vollmachtgeber den mit der Anmeldebestätigung zur 
Hauptversammlung versandten Zugangscode erhält, sofern 
der Zugangscode nicht direkt an den Bevollmächtigten ver-
sandt wurde. Die Nutzung der Zugangsdaten durch den 
Bevollmächtigten gilt als Nachweis der Bevollmächtigung. 

Für den Fall der Bevollmächtigung von Intermediären im      
Sinne von § 135 AktG wird weder vom Gesetz Textform 
verlangt noch enthält die Satzung für diesen Fall besondere   
Regelungen. Die für die Bevollmächtigung erforderliche 
Form ist daher bei dem jeweils zu bevollmächtigenden In-
termediär zu erfragen. Nach dem Gesetz muss die Voll-
macht in diesen Fällen einem bestimmten Intermediär er-
teilt und von diesem nachprüfbar festgehalten werden. Die 
Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf 
nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen 
enthalten. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte weitere 
in § 135 AktG    genannte Erfordernisse für die Bevollmäch-
tigung eines Intermediärs beeinträchtigt allerdings gemäß § 
135 Absatz 7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe 
nicht. Vorstehendes gilt sinngemäß für die Bevollmächti-
gung von Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern 
oder Personen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktio-
nären zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptver-
sammlung erbieten (§ 135 Absatz 8 AktG).
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Bitte beachten Sie im Zusammenhang mit der Ertei-
lung von Vollmachten in diesem Jahr Folgendes:

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft wird 
in diesem Jahr auf der Grundlage von Artikel 2 § 1 Absatz 
2 COVID-Folgenabmilderungsgesetz als virtuelle Haupt-
versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft) abgehalten. Dies bedeutet, 
dass auch im Falle der Bevollmächtigung eines Kreditinsti-
tuts, einer Vereinigung von Aktionären oder eines sonsti-
gen Dritten die eigentliche Stimmabgabe letztlich durch 
den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft (siehe unten) 
oder durch den Bevollmächtigten per Briefwahl erfolgen 
muss.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären die Möglichkeit 
an, einen von der Gesellschaft benannten weisungsge-
bundenen Stimmrechtsvertreter bereits vor der virtuellen 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Der weisungsge-
bundene Stimmrechtsvertreter übt das Stimmrecht aus-
schließlich auf der Grundlage der von den Aktionären er-
teilten Weisungen aus. Soll der von der Gesellschaft be-
nannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, 
müssen Sie zwingend Weisungen erteilen, wie das 
Stimmrecht ausgeübt werden soll. Ohne Erteilung ent-
sprechender Weisungen ist die Vollmacht ungültig.

Diejenigen Aktionäre, die dem von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht und Wei-
sungen erteilen wollen, können hierzu das auf der Anmel-
debestätigung zur Hauptversammlung abgedruckte Voll-
machts-/Weisungsformular verwenden und entsprechen-
de Weisungen erteilen. Die Erteilung der Vollmacht an den 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, ihr 
Widerruf und die Erteilung und der Widerruf von Weisun-
gen bedürfen der Textform und müssen der Gesellschaft 
bis zum 29. Juni 2020, 24:00 Uhr, unter folgender Adresse 
zugehen

SNP Schneider-Neureither & Partner SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Fax: +49 89 30903-74675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Vollmachten an den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter können alternativ unter Verwendung 
der Daten der Anmeldebestätigung gemäß dem von der 
Ge-sellschaft festgelegten Verfahren elektronisch über 
das Internet (InvestorPortal) erteilt werden. Die elektroni-
sche Bevollmächtigung und Weisungserteilung an den 
Stimmrechtsvertreter kann über das InvestorPortal bis 
zum Tag der Hauptversammlung und zwar bis kurz vor 
Eintritt in die Abstimmung erfolgen. 

Vollmachten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft sind auf dem jeweiligen Übermittlungs-
weg noch bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem sie dort erteilt       
werden können, widerruflich und abänderbar.

Die notwendigen Unterlagen und Informationen hierzu        
erhalten angemeldete Aktionäre zusammen mit der An-
meldebestätigung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können ihre Stimmen 
im Wege der Briefwahl abgeben. Auch in diesem Fall ist 
für eine ordnungsgemäße Anmeldung des Aktionärs und 
einen Nachweis des Anteilsbesitzes Sorge zu tragen.

Die Stimmabgabe per Briefwahl erfolgt fernschriftlich 
oder mittels elektronischer Kommunikation. 

Für die fernschriftliche Briefwahl verwenden Sie bitte aus-
schließlich die Ihnen zugesandte Anmeldebestätigung mit 
der Weisungstabelle. Die per fernschriftlicher Briefwahl   
abgegebenen Stimmen müssen bis spätestens zum 29. 
Juni 2020 (24.00 Uhr MESZ) bei der Gesellschaft unter der 
oben unter „Ausübung des Stimmrechts durch Bevoll-
mächtigte“ angegebenen Adresse in Textform eingegan-
gen sein.

Die Briefwahl kann auch mittels elektronischer Kommuni-
kation gemäß dem von der Gesellschaft festgelegten 
Verfahren über das Internet (InvestorPortal) erfolgen. Auf 
diesem Weg können Briefwahlstimmen bis zum Tag der 
Hauptversammlung und zwar bis kurz vor Eintritt in die 
Abstimmung abgegeben werden.
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Briefwahlstimmen sind auf dem jeweiligen Übermittlungs-
weg noch bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem sie dort erteilt 
werden können, widerruflich und abänderbar. 

Auch bevollmächtigte Personen können sich der Briefwahl 
bedienen.

Wenn von Seiten des Aktionärs sowohl Briefwahlstimmen 
als auch Vollmacht/Weisungen an den Stimmrechtsvertre-
ter der Gesellschaft eingehen, werden die von dem Aktio-
när selbst vorgenommenen Stimmabgaben stets als vor-
rangig betrachtet.

Bitte beachten Sie, dass per Briefwahl keine Wortmeldun-
gen, Widersprüche gegen Hauptversammlungsbeschlüs-
se, Fragen oder Anträge getätigt werden können. 

Sollte zu einem Gegenstand der Tagesordnung eine Ein-
zelabstimmung stattfinden, gilt eine hierzu erteilte Wei-
sung für jeden einzelnen Unterpunkt.

Rechte der Aktionäre

a)  Ergänzung der Tagesordnung nach Artikel 56 SE-
VO, § 50 Absatz 2 SEAG, § 122 Absatz 2 AktG

     Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 Prozent des 
Grundkapitals (dies entspricht – aufgerundet auf die 
nächst-   höhere ganze Aktienzahl – 330.123 Aktien) 
oder den    anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 errei-
chen (dies entspricht 500.000 Aktien), können beantra-
gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekannt gemacht werden. Das Verlangen muss 
schriftlich (§ 126 BGB) an den Verwaltungsrat der Ge-
sellschaft gerichtet werden und bei der Gesellschaft 
spätestens am 30. Mai 2020, 24:00 Uhr, zugehen. Bitte 
richten Sie entsprechende Verlangen an folgende Ad-
resse:

     SNP Schneider-Neureither & Partner SE 
Verwaltungsrat 
Dossenheimer Landstraße 100 
69121 Heidelberg

     Bekannt zu machende Anträge auf Ergänzung der Tages-
ordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Ein-
berufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt       
gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zuge-
leitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass 
sie die Information in der gesamten Europäischen Union 
verbreiten. Sie werden außerdem über die Internetad-
resse https://www.snpgroup.com/de/hauptversamm-
lung (im Bereich Investor Relations / Hauptversammlun-
gen / Ordentliche Hauptversammlung 2020) zugänglich 
gemacht.

b)  Gegenanträge von Aktionären und Wahlvorschläge 
nach Artikel 53 SE-VO, §§ 126 Absatz 1, 127 AktG

     Gemäß § 126 Absatz 1 AktG kann jeder Aktionär einen 
Gegenantrag zu einem Vorschlag des Verwaltungsrats 
zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung über-
senden. Ein Gegenantrag ist nach näherer Maßgabe 
von § 126 Absatz 1 und 2 AktG auf der Internetseite der 
Gesellschaft zugänglich zu machen, wenn er bei der 
Gesellschaft unter der nachfolgend bekanntgemachten 
Adresse spätestens am 15. Juni 2020, 24:00 Uhr, ein-
geht.

     Jeder Aktionär kann außerdem gemäß § 127 AktG der 
Gesellschaft einen Wahlvorschlag zur Wahl von Ab-
schlussprüfern übermitteln. Ein Wahlvorschlag ist nach 
näherer Maßgabe von §§ 127, 126 Absatz 1 und 2 Akti-
engesetz auf der Internetseite der Gesellschaft zugäng-
lich zu machen, wenn er bei der Gesellschaft unter der 
nachfolgend bekanntgemachten Adresse spätestens 
am 15. Juni 2020, 24:00 Uhr, eingeht.

     Rechtzeitig eingehende Gegenanträge und Wahlvor-
schläge werden im Internet unter https://www.sn-
pgroup.com/de/hauptversammlung (im Bereich Inves-
tor Relations / Hauptversammlungen / Ordentliche 
Hauptversammlung 2020) zugänglich gemacht, sofern 
sie den gesetzlichen Anforderungen genügen. Etwaige 
Stellungnahmen des Verwaltungsrats werden ebenfalls 
unter der genannten Internetadresse zugänglich ge-
macht. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionä-
ren sind ausschließlich zu richten an:
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     SNP Schneider-Neureither & Partner SE 
Dossenheimer Landstraße 100 
69121 Heidelberg 
Fax: +49 (0) 6221 6425-20 
E-Mail: investor.relations@snpgroup.com

     Gegenanträge und Wahlvorschläge können in der virtu-
ellen Hauptversammlung nicht gestellt werden.

c)  Auskunftsrecht nach Artikel 53 SE-VO, § 131 Absatz 
1 AktG bzw. Fragemöglichkeit gemäß Artikel 2 § 1 
Absatz 2 COVID-Folgenabmilderungsgesetz

     Gemäß Artikel 1 § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 COVID-
Folgenabmilderungsgesetz wird den Aktionären eine 
Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommu-
nikation eingeräumt. Der Verwaltungsrat hat vorgege-
ben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen sind. 

     Zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können 
der Gesellschaft ihre Fragen bis spätestens zum Ablauf 
des 27. Juni 2020, 24:00 Uhr, ausschließlich über das   
InvestorPortal unter https://www.snpgroup.com/de/
hauptversammlung (im Bereich Investor Relations / 
Hauptversammlungen / Ordentliche Hauptversammlung 
2020) übermitteln. 

     Gemäß Artikel 2 § 1 Absatz 2 Satz 2 COVID-Folgenab-
milderungsgesetz wird der Verwaltungsrat nach pflicht-
gemäßem, freiem Ermessen entscheiden, welche Fra-
gen er wie beantwortet. Von einer Beantwortung ein-
zelner Fragen kann der Verwaltungsrat insbesondere – 
aber nicht nur – aus den in § 131 Absatz 3 AktG genann-
ten Gründen absehen und die Auskunft ablehnen. Die 
Auskunft kann unter anderem etwa verweigert werden,     
soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesell-
schaft oder einem verbundenen Unternehmen einen 
nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen oder soweit der 
Verwaltungsrat sich durch die Erteilung der Auskunft 
strafbar machen würde. Die Auskunft kann auch ver-
weigert werden, soweit sie sich auf steuerliche Wert-
ansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht oder 
wenn die begehrte Auskunft auf der Internetseite der 

Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn 
und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich 
ist.

d)  Weitergehende Erläuterungen

     Nähere Erläuterungen und Informationen zu den Rech-
ten der Aktionäre nach Artikel 56 SE-VO, § 50 Absatz 2 
SEAG, §§ 122 Absatz  2, 126 Absatz 1, 127, 131 Absatz 
1 AktG sowie Artikel 2 § 1 Absatz 2 COVID-Folgenab-
milderungsgesetz stehen den Aktionären auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter https://www.snpgroup.
com/de/hauptversammlung (im Bereich Investor Rela-
tions / Hauptversammlungen / Ordentliche Hauptver-
sammlung 2020) zur Verfügung.

Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft

Diese Einberufung der Hauptversammlung, die der virtuel-
len Hauptversammlung zugänglich zu machenden Unterla-
gen und weitere Informationen im Zusammenhang mit der 
Hauptversammlung einschließlich der Informationen nach 
Artikel 53 SE-VO, § 124a AktG finden sich auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.snpgroup.com/
de/hauptversammlung (im Bereich Investor Relations / 
Hauptversammlungen / Ordentliche Hauptversammlung 
2020).

Der gesetzlichen Verpflichtungen ist mit Zugänglichma-
chung auf der Internetseite der Gesellschaft genüge ge-
tan. Auf Verlangen wird jedem Aktionär einmalig, unver-
züglich und kostenlos eine Abschrift dieser vorgenannten 
Unterlagen erteilt und per einfacher Post zugesandt.

Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Für Aktionäre der Gesellschaft wird die gesamte Haupt-
versammlung am 30. Juni 2020, ab 10:00 Uhr, im Wege 
der Bild- und Tonübertragung live im Internet übertragen           
(https://www.snpgroup.com/de/hauptversammlung (im   
Bereich Investor Relations / Hauptversammlungen / Or-
dentliche Hauptversammlung 2020)). Wenn Aktionäre von 
dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, müssen sie 
sich zur Hauptversammlung anmelden und ihren Aktien-
besitz nachweisen. Den für den Online-Zugang über das 
InvestorPortal erforderlichen Zugangscode erhalten sie 
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mit ihrer Anmeldebestätigung. Die hier angebotene Mög-
lichkeit ermöglicht den Aktionären die Verfolgung der ge-
samten Hauptversammlung über das Internet. 

Entsprechendes gilt für eine Teilnahme im Wege elektro-
nischer Zuschaltung durch Bevollmächtigte. Die Nutzung 
des Online-Zugangs über das InvestorPortal durch einen 
Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte 
vom Vollmachtgeber den mit der Anmeldebestätigung zur 
Hauptversammlung versandten Zugangscode erhält, so-
fern der Zugangscode nicht direkt an den Bevollmächtig-
ten versandt wurde.

Die Eröffnung der Hauptversammlung durch den Ver-
sammlungsleiter sowie die Rede der geschäftsführenden 
Direktoren können auch von sonstigen Interessierten ohne 
Zugangscode live im Internet verfolgt werden (https://
www.snpgroup.com/de/hauptversammlung (im Bereich 
Investor Relations / Hauptversammlungen / Ordentliche 
Hauptversammlung 2020)).

Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung

Aktionären, die ihr Stimmrecht im Wege der elektro-
nischen Kommunikation oder über Vollmachtserteilung 
ausgeübt haben, wird in Abweichung von § 245 Nummer 
1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens 
in der Hauptversammlung die Möglichkeit eingeräumt, 
Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
zu erklären. Entsprechende Erklärungen zu Protokoll des 
Notars sind im Wege elektronischer Kommunikation über 
das InvestorPortal unter https://www.snpgroup.com/de/
hauptversammlung (im Bereich Investor Relations / Haupt-
versammlungen / Ordentliche Hauptversammlung 2020) 
zu übermitteln und sind ab dem Beginn der Hauptver-
sammlung bis zu deren Schließung durch den Versamm-
lungsleiter möglich.

Hinweis für Anforderungen nach § 125 AktG:

Bitte richten Sie Ihre Bestellung direkt an:
Computershare Operations Center
80249 München
Telefax: +49 89 30903-74675
E-Mail: 125-Anforderung@computershare.de

Datenschutzerklärung

SNP Schneider-Neureither & Partner SE gewährleistet, 
dass Ihre Privatsphäre und Ihre personenbezogenen Da-
ten geschützt werden, indem wir die maßgeblichen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen umsetzen und einhal-
ten. Die nachfolgenden Ausführungen dienen Ihrer Infor-
mation mit dem Umgang personenbezogener Daten von 
Ihnen als Aktionär bzw. als gesetzlicher oder bevollmäch-
tigter Vertreter im Zusammenhang mit der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung. 
Die Hauptversammlung wird in diesem Jahr ohne phy-
sische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Vertreter als virtu-
elle Hauptversammlung abgehalten. Sie können die Haupt-
versammlung per Bild- und Tonübertragung über uns Akti-
onärsportal verfolgen. Das Aktionärsportal wird durch den 
Dienstleister Computershare Deutschland GmbH & Co. 
KG, Elsenheimerstr. 61, 80687 München, ausschließlich in 
unserem Auftrag und auf unsere Weisung betrieben. Sie 
erreichen das Aktionärs-portal unter https://www.snp-
group.com/de/hauptversammlung (im Bereich Investor 
Relations / Hauptversammlungen / Ordentliche Hauptver-
sammlung 2020).

a)  Kategorien personenbezogener Daten

      ■      Kontaktaufnahme

            Sofern Sie mit uns in Kontakt treten, verarbeiten wir 
diejenigen personenbezogenen Daten, die für die       
Beantwortung des jeweiligen Anliegens erforderlich 
sind, wie z.B. die E-Mail-Adresse oder die Telefon-
nummer.

      ■      Durchführung der virtuellen Hauptversammlung

              Im Zusammenhang mit der Durchführung unserer vir-
tuellen Hauptversammlung verarbeiten wir folgende     
personenbezogenen Daten unserer Aktionäre sowie 
gegebenenfalls deren gesetzlichen oder bevollmäch-
tigten Vertreter: 

      ■      Name und Vorname, gegebenenfalls Titel; 
      ■      Geburtsdatum; 
      ■      Anschrift; 
      ■      Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktie; 



24

      ■        Nummer der Stimmrechtskarte; 
      ■        Zugangsdaten für das Aktionärsportal (Aktionärs-

nummer und Passwort); und
      ■      sonstige Daten, die im Rahmen der Anmeldung zur 

Hauptversammlung angegeben werden.

      ■      Besuch des Aktionärsportals

           Wenn Sie unser Aktionärsportal im Internet besuchen, 
erheben wir Daten über Zugriffe auf unser Aktionär-
sportal. Folgende Daten und Geräteinformationen 
werden in den Webserver-Log-Files protokolliert: 

      ■      Abgerufene bzw. angefragte Daten; 
      ■        Datum und Uhrzeit des Abrufs; 
      ■      Meldung, ob der Abruf erfolgreich war; 
      ■      Typ des verwendeten Webbrowsers; 
      ■         Referrer-URL (die zuvor besuchte Seite); 
      ■        IP-Adresse; 
      ■      Aktionärsnummer und Session-ID; und 
      ■      Login. 

     Ihr Browser übermittelt diese Daten automatisch an 
uns, wenn Sie unser Aktionärsportal besuchen. 

     Zudem verarbeiten wir Informationen zu Anträgen, Fra-
gen, Wahlvorschlägen und sonstigen Verlangen von      
Aktionären oder ihren Vertretern, die in Bezug auf die 
Hauptversammlung eingereicht werden, sowie zu Ih-
rem Abstimmverhalten.

     Schließlich nutzen wir sog. Web-Storage-Funktionen. 
Hierfür werden kleine Textdateien im lokalen Speicher 
Ihres Browsers auf Ihrem Endgerät abgelegt und dort 
gespeichert. Im Rahmen der Session-Storage-Technik 
erheben wir nach Ihrem Login Informationen über den 
jeweiligen Authentifizierungs-Token (d.h. Ihre „virtu-
elle“ Eintrittskarte) und Ihre Sitzungsdaten (sog. Sessi-
on- Daten) einschließlich der Erteilung der Zustimmung 
zu unseren Nutzungsbedingungen. Hierdurch werden 
Sie als Benutzer wiedererkannt, wenn Sie während ei-
ner aktiven Sitzung auf eine andere Seite des Portals 
wechseln, auf unsere Website zurückkehren oder die 
Seite neu laden müssen. Außerdem nutzen wir die sog. 
Local- Storage-Funktion, um den Zeitstempel Ihres 
Logins zu speichern, was aus Sicherheitsgründen einen 

automatischen Logout nach 30 Minuten Inaktivität er-
möglicht. Mit Schließen des Browsers werden diese 
Daten automatisch gelöscht. In Ihrem Browsermenü 
finden Sie Informationen, wie Sie das Zulassen von 
Web-Storage-Objekten auf technischem Wege unter-
binden können und mit welcher Einstellung Sie von Ih-
rem Browser über die Platzierung eines neuen Web-
Storage-Objekts informiert werden. Bitte beachten Sie, 
dass möglicherweise einige Funktionen unserer Inter-
netseite im Falle deaktivierter Web-Storage-Objekte 
nicht mehr zur Verfügung stehen.

b)  Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

     Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten, um die 
Anmeldung und Zuschaltung der Aktionäre und Aktio-
närsvertreter zur virtuellen Hauptversammlung abzuwi-
ckeln und diesen die Ausübung ihrer Rechte im Rah-
men der virtuellen Hauptversammlung zu ermöglichen. 
Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist 
für die ordnungsgemäße Durchführung der virtuellen 
Hauptversammlung erforderlich. Teilen Sie uns die er-
forderlichen personenbezogenen Daten nicht mit, kann 
eine Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung 
möglicherweise nicht sichergestellt werden. Mit Ihrer 
Stimmrechtskarte erhalten Sie Zugangsdaten (Aktio-
närsnummer und Passwort) für das Aktionärsportal. 
Um das Aktionärsportal nutzen zu können, müssen Sie 
sich mit diesen Zugangsdaten einloggen. Über das Ak-
tionärsportal      können Sie unter anderem Vollmachten 
erteilen, Ihr Stimmrecht ausüben oder Widerspruch zu 
Protokoll erklären. Die verschiedenen Möglichkeiten zur 
Ausübung Ihrer Rechte erscheinen in Form von Schalt-
flächen und Menüs auf der Benutzeroberfläche des 
Aktionärsportals. Die Nutzung des Aktionärsportals 
unterliegt den dort abrufbaren Nutzungsbedingungen.

      ■      Kontaktaufnahme

              Sofern Sie mit uns in Kontakt treten, werden Ihre in 
diesem Zusammenhang verarbeiteten personenbezo-
genen Daten ausschließlich zum Zwecke der Bearbei-
tung Ihrer Nachricht genutzt und gespeichert. Rechts-
grundlage für diese Verarbeitung ist Artikel 6 Absatz 1 
Satz 1 lit. a) DSGVO.
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      ■      Aktionärsportal 

              Die Verarbeitung der oben genannten Zugriffsdaten 
und Geräteinformationen in Webserver-Log-Files so-
wie der Einsatz der Web-Storage-Elemente ist erfor-
derlich, um das Aktionärsportal technisch bereitstel-
len zu können sowie zur Missbrauchserkennung, Stö-
rungsbeseitigung und zur Sicherstellung eines rei-
bungslosen Ablaufs der virtuellen Hauptversamm-
lung. Das Aktionärsportal wird als Service für unsere 
Aktionäre und deren Vertreter bereitgestellt. 

              An der Bereitstellung haben wir ein berechtigtes Inte-
resse, um Aktionären und deren Vertreter die Aus-
übung der Aktionärsrechte auf nutzerfreundliche Art 
sowie die Zuschaltung zu der virtuellen Hauptver-
sammlung zu   ermöglichen. Rechtsgrundlage für die-
se Verarbeitungen ist Artikel 6 Absatz 1 lit. f) DSGVO.

      ■      Identitätsprüfung 

              Bei der Anmeldung im Aktionärsportal, verarbeiten wir 
Ihre Anmeldeinformationen (Aktionärsnummer und 
Passwort). Diese Verarbeitung dient der Überprüfung 
Ihrer Berechtigung, als Aktionär oder Aktionärsvertre-
ter an der virtuellen Hauptversammlung teilzunehmen 
oder vorbereitende Maßnahmen zu treffen.

              Die Verarbeitung ist zur Erfüllung unserer aktienrecht-
lichen Verpflichtungen nach Artikel 9 Absatz 1 lit. c) ii), 
Artikel 10 SE-VO i.V.m. §§ 118 ff. AktG erforderlich. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung ist Artikel 6 
Absatz 1 lit. c) DSGVO.

      ■      Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung 
der  virtuellen Hauptversammlung

              Sofern Sie oder Ihr Vertreter Ihr Stimmrecht im Wege 
elektronischer Briefwahl über das Aktionärsportal 
ausüben, verarbeiten wir Ihr Abstimmverhalten, um 
die ordnungsgemäße Beschlussfassung und Wer-
tung von Stimmen im Rahmen der virtuellen Haupt-
versammlung zu gewährleisten. Sofern Sie während 
der virtuellen Hauptversammlung über die entspre-
chende Funktion des Aktionärsportals einen Wider-
spruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptver-

sammlung erklären, verarbeiten wir Informationen 
über diesen. 

              Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen ist Artikel 
6 Absatz 1 lit. c) DSGVO in Verbindung mit unseren 
aktienrechtlichen Verpflichtungen nach Artikel 9 Ab-
satz 1 lit. c) ii), Artikel 10 SE-VO i.V.m. §§ 118 ff. AktG 
und gegebenenfalls in Verbindung mit § 1 Absatz 2 
Nummer 2 und 4 des Gesetzes über Maßnahmen im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-
tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
(GesRua- COVBekG). 

      ■      Fragerecht 

              Sofern Sie von der Möglichkeit Gebrauch machen, im 
Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung über unser 
Aktionärsportal Fragen einzureichen und Ihre Fragen 
dort behandelt werden, erfolgt dies grundsätzlich un-
ter Nennung Ihres Namens. Ihr Name kann von ande-
ren Teilnehmern der virtuellen Hauptversammlung zur 
Kenntnis genommen werden. Diese Verarbeitung 
dient dazu, den Ablauf der virtuellen Hauptversamm-
lung möglichst an eine physische Hauptversammlung 
anzugleichen und dem berechtigten Interesse der üb-
rigen Hauptversammlungsteilnehmer, den Namen 
eines    Fragestellers zu erfahren, Rechnung zu tragen. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung ist Artikel 6 
Absatz 1 lit. f) DSGVO. 

      ■      Verarbeitungen im Rahmen von  
Stimmrechtsmitteilungen 

              Ferner verarbeiten wir Daten, die uns von Ihnen oder 
anderen Mitteilungspflichtigen im Rahmen von Stimm-
rechtsmitteilungen nach dem Wertpapierhandelsge-
setz übertragen werden. Rechtsgrundlage für diese 
Verarbeitung ist Artikel 6 Absatz 1 lit. c) DSGVO.

      ■      Verarbeitung zur Erfüllung gesetzlicher  
Aufbewahrungspflichten 

              Schließlich erfolgt die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten gegebenenfalls auch zur Erfüllung ge-
setzlicher Aufbewahrungspflichten. Rechtsgrundlage 
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für diese Verarbeitung ist Artikel 6 Absatz 1 lit. c) DS-
GVO.

b)  Empfänger personenbezogener Daten

           Die SNP Schneider-Neureither & Partner SE beauftragt 
für die Zwecke der Ausrichtung der virtuellen Hauptver-
sammlung Dienstleister. Diese verarbeiten Ihre perso-
nenbezogenen Daten ausschließlich nach Weisung der 
SNP Schneider-Neureither & Partner SE und nur soweit 
dies für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung 
erforderlich ist. 

           Verlangt ein Aktionär, dass Gegenstände auf die Tages-
ordnung gesetzt werden, werden diese Gegenstände 
unter Angabe des Namens des Aktionärs bei Vorliegen 
der Voraussetzungen gemäß den aktienrechtlichen Vor-
schriften von der Gesellschaft bekannt gemacht. Eben-
so werden Gegenanträge und Wahlvorschläge von Ak-
tionären bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß den 
aktienrechtlichen Vorschriften unter Angabe des Na-
mens des Aktionärs auf der Internetseite der Gesell-
schaft veröffentlicht. 

           Nehmen Sie an der Hauptversammlung teil, sind wir 
nach § 129 Absatz 1 Satz 2 AktG verpflichtet, Sie unter 
Angabe des Namens, des Wohnorts, der Aktienanzahl 
und der Besitzart in das Teilnehmerverzeichnis einzutra-
gen. Diese Daten können nach § 129 Absatz 4 AktG 
von anderen Aktionären und Hauptversammlungsteil-
nehmern während der Versammlung und von Aktio-
nären bis zu zwei Jahre danach eingesehen werden. 

           Schließlich kann uns die Verpflichtung treffen, Ihre per-
sonenbezogenen Daten weiteren Empfängern zu über-
mitteln, wie etwa bei der Veröffentlichung von Stimm-
rechtsmitteilungen nach den Bestimmungen des Wert-
papierhandelsgesetzes, oder an Behörden zur Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten.

d) Speicherdauer

           Die SNP Schneider-Neureither & Partner SE anonymi-
siert und löscht die personenbezogenen Daten der Ak-
tionäre und Aktionärsvertreter im Einklang mit den ge-

setzlichen Regelungen, insbesondere wenn die perso-
nenbezogenen Daten für die ursprünglichen Zwecke 
der Erhebung oder Verarbeitung nicht mehr notwendig 
sind und keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten 
bestehen.

e) Datenquellen

           Die SNP Schneider-Neureither & Partner SE erhält die 
personenbezogenen Daten der Aktionäre in der Regel 
entweder unmittelbar von dem betreffenden Aktionär 
oder über die Anmeldestelle von dem Kreditinstitut, 
das die Aktionäre mit der Verwahrung ihrer Aktien be-
auftragt haben (Depotbank). 

           Wenn Sie als Aktionärsvertreter auftreten, erhalten wir 
Ihre personenbezogenen Daten von dem Aktionär, der 
Ihnen die Vollmacht erteilt hat, und direkt von Ihnen, 
sofern Ihr Verhalten in der virtuellen Hauptversamm-
lung betroffen ist. 

f)     Widerruf von Einwilligungen und Widerspruch ge-
gen eine Datenverarbeitung

           Sofern Sie uns gegenüber Einwilligungen abgegeben 
haben, können Sie diese jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen. Soweit wir die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten auf die Interessenabwä-
gung stützen, können Sie Widerspruch gegen die Ver-
arbeitung einlegen. Bei Ausübung eines solchen Wider-
spruchs  bitten wir um Darlegung der Gründe, weshalb 
wir Ihre personenbezogenen Daten nicht wie von uns 
durchgeführt verarbeiten sollten. Im Falle Ihres begrün-
deten  Widerspruchs prüfen wir die Sachlage und wer-
den entweder die Datenverarbeitung einstellen bzw. 
anpassen oder Ihnen unsere zwingenden schutzwür-
digen Gründe aufzeigen, aufgrund derer wir die Verar-
beitung fortführen. Ihren Widerruf oder Widerspruch 
können Sie uns unter folgenden Kontaktdaten zusen-
den: dpo@snpgroup.de. Möchten Sie ein anderes Kom-
munikationsmittel verwenden, so nutzen Sie bitte die 
Kontaktinformation unten unter „Verantwortlicher“.
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g) Ihre Rechte

           Sie haben gegenüber uns folgende Rechte hinsichtlich 
der Sie betreffenden personenbezogenen Daten:

            ■      Recht auf Auskunft
            ■      Recht auf Berichtigung oder Löschung
       ■      Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
            ■      Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung
            ■      Recht auf Datenübertragbarkeit.

           Sie haben zudem das Recht, sich bei einer Datenschutz-
Aufsichtsbehörde über die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten durch uns zu beschweren.

h) Verantwortlicher

           SNP Schneider-Neureither & Partner SE
           Dossenheimer Landstraße 100
           69121 Heidelberg
           Telefax: +49 (0) 6221 6425-20
           E-Mail: investor.relations@snpgroup.com

i)  Datenschutzbeauftragter 

           info@xdsb.de oder unter unserer Postadresse mit dem 
Zusatz „der Datenschutzbeauftragte“

Heidelberg, im Mai 2020

SNP Schneider-Neureither & Partner SE

Der Verwaltungsrat
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